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Durchfithrung des Gesetzes iiber die kommunale Gemeinschaftsarbeit des Landes
Sachsen-Anhalt (GKG LSA) sowie der Gemeindeordnung fiir das Land Sachsen-Anhalt
(GO LSA)
hier: Genehmigung der Zweckvereinbarung zur dezentralen Abwasserbeseitigung
zwischen der Gemeinde Hohenwarthe und der Landeshauptstadt Magdeburg
Thr Antrag / Schreiben vom 20. Juni 2002

Genehmigung



1. Ich genehmige die vorgelegte Zweckvereinbarung zur dezentralen Abwasserbeseitigung
zwischen der Gemeinde Hohenwarthe und der Landeshauptstadt Magdeburg.

2. Verwaltungskosten werden nicht erhoben.

Griinde
I.

Mit Schreiben vom 20.06.2002 beantragten Sie die Genehmigung der Zweckvereinbarung zwi-
schen der Gemeinde Hohenwarthe und der Landeshauptstadt Magdeburg zur dezentralen
Abwasserbeseitigung geméfl dem Beschluss des Stadtrates® vom 16.05.2002, Beschluss-Nr. 1768-
50(I1)02. Danach iibernimmt die Stadt Magdeburg von der Gemeinde Hohenwarthe die hoheit-
liche Teilaufgabe der Einleitung und Behandlung der dezentral anfallenden Abwésser im Kléar-
werk Gerwisch.

GrofBkundenadresse:

Regierungsprésidium Magdeburg
39088 Magdeburg
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II.

Ihr Antrag ist zulédssig und begriindet.

1. GemidB § 17 Abs. 1 Nr. 2 GKG LSA ist das Regierungsprisidium Magdeburg zustindige

Kommunalaufsichtsbehorde iiber die Landeshauptstadt Magdeburg.

2. Die Zweckvereinbarung bedarf gemill § 3 Abs. 2 GKG LSA der Genehmigung der Kommu-
nalaufsicht, soweit gesetzlich zugewiesene Aufgaben des eigenen oder Aufgaben des iiber-

tragenen Wirkungskreises erfiillt werden sollen.

GemiB § 3 Abs. 1 GKG LSA kénnen kommunale Gebietskdrperschaften vereinbaren, dass

eine von ihnen einzelne Aufgaben zugleich fiir die iibrigen Beteiligten erfiillt. Mit der vor-
liegenden Zweckvereinbarung wird vereinbart, dass die Stadt Magdeburg von der Gemeinde
Hohenwarthe die hoheitliche Teilaufgabe der Abwasserbeseitigung fiir das in abflusslosen
Gruben gesammelte Abwasser sowie den in Kleinkldranlagen anfallenden Fikalschlamm

tibernimmt und die Anlieferung in das Kldrwerk Gerwisch gestattet.

Die Gemeinde Hohenwarthe hat mit Beschluss Nr. 55/2001 vom 09.10.2001 und der
Stadtrat der Landeshauptstadt Magdeburg mit Beschluss Nr. 1 768-50(111)02 vom
1 6.05.2002 dem Abschluss der vorgenannten Zweckvereinbarung zugestimmt.

Nach § 151 Abs. 1 Wassergesetz des Landes Sachsen-Anhalt (WG LSA) haben Gemeinden das
auf ihrem Gebiet anfallende Abwasser zu beseitigen. Diese Aufgabe gehort zum eigenen

Wirkungskreis entsprechend § 4 GO LSA. Somit ist die Ubertragung der hoheitlichen

Teilaufgabe der Abwasserbeseitigung von der Gemeinde Mdser auf die Stadt Magdeburg

gestattet.

Ist eine gesetzlich zugewiesene Aufgabe des eigenen Wirkungskreises Gegenstand der

Zweckvereinbarung, so ist die Genehmigung zu erteilen, wenn die Zweckvereinbarung den

gesetzlichen Vorschriften entspricht.



Der Regelungsinhalt der Zweckvereinbarung steht dem Entwurf des Abwasserbeseitigungs-
planes fiir das Einzugsgebiet ELBE-EHLE-OHRE im Raum Magdeburg nicht entgegen. Inso-
fern sind auch keine hoéherrangigen Regelungen betroffen, weiterfilhrende wasserrechtliche
Erlaubnisse sind nicht mehr erforderlich. Die beschlossene Zweckvereinbarung entspricht
damit den gesetzlichen Vorschriften. Die beantragte Genehmigung ist daher zu erteilen.

3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 2 Abs. 1 Nr.1 Verwaltungskostengesetz des Landes
Sachsen-Anhalt (VwKostG LSA).
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Widerspruch erhoben
werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Regierungspréasidium
Magdeburg, Olvenstedter Stralle 1-2, 39108 Magdeburg, einzulegen.

Im Auftrag

Voigt
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Zweckvereinbarung
zur dezentralen Abwasserbeseitigung

zwischen
- der Landeshauptstadt Magdeburg -
nachfolgend ”Stadt Magdeburg” genannt,
vertreten durch den Oberbiirgermeister,
Herrn Dr. L. Triimper, 39104 Magdeburg,
Alter Markt
und

der Gemeinde Hohenwarthe

nachfolgend ”Gemeinde” genannt,
vertreten durch den Biirgermeister, Herrn P. Bergmann

wird folgende Zweckvereinbarung geschlossen.



Priaambel

Die Stadt Magdeburg iibernimmt von der Gemeinde die hoheitliche Teilaufgabe Einleitung und
Behandlung der dezentral anfallenden Abwisser in das Klarwerk Gerwisch auf der Grundlage von § 3
Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes iiber kommunale Gemeinschaftsarbeit fiir das Land Sachsen-Anhalt (GKG-
LSA) vom 26.02.1998 (GVBI. S. 81) und § 151 Abs. 1 Wassergesetz fiir das Land Sachsen-Anhalt
(WG-LSA) vom 21.04.1998 (GVBL. S. 186). Weitere hoheitliche Aufgaben werden nicht iibertragen.
Das Klarwerk Gerwisch befindet sich im Gebiet der Gemeinde Gerwisch und steht im Eigentum der
Stadt Magdeburg. Die Fldche der Gemeinde Gerwisch ist gemél der Zweckvereinbarung mit der Stadt
Magdeburg vom 02./16.08.1995 (Abl. LH MD Nr.3 vom 18.01.1996), zuletzt geédndert durch die 2.
Anderung zur Zweckvereinbarung vom 27.05./08.07.99 (Abl. LH MD Nr. 82 vom 28.09.99)
Bestandteil des Satzungsgebietes fiir die zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung der Stadt
Magdeburg.

Zweckvereinbarung

§1
Beteiligte und Aufgabe

(1) Beteiligte dieser 6ffentlich-rechtlichen Vereinbarung sind die Stadt Magdeburg und die Gemeinde.

(2) Die Stadt Magdeburg tibernimmt von der Gemeinde die hoheitliche Teilaufgabe der Abwasser-
beseitigung fiir das in abflusslosen Gruben gesammelte Abwasser sowie den in Kleinkldranlagen
anfallenden Fékalschlamm und gestattet die Anlieferung in das Kldarwerk Gerwisch, welches eine
Kldranlage der Stadt Magdeburg auf dem Gebiet der Gemeinde Gerwisch ist.

(3) Das aus den dezentralen Anlagen der Gemeinde gesammelte Abwasser sowie der
Fékalschlamm werden zur Fakalannahmestation des Kldrwerkes Gerwisch gefahren und dort der
Stadt Magdeburg tlibergeben. Sollte eine betriebsbedingte Annahme auf dem Klarwerk Gerwisch
nicht moglich sein, hat die Anlieferung an der Fakalannahmestation im Pumpwerk Cracauer Anger
in Magdeburg zu erfolgen.

§2

Ermittlung der Annahmemengen und Kosten

(1) Die Mengen der von der Gemeinde angelieferten Abwisser aus abflusslosen Gruben und der in
Kleinkldranlagen anfallenden Fakalschlimme werden {iber ein geeichtes Mengenmessgerit im
Klarwerk Gerwisch oder Pumpwerk Cracauer Anger ermittelt.

(2) Fiir die Anlieferung von Fikalschlimmen und von Abwissern aus dezentralen Abwasseranlagen
gelten hinsichtlich der Einleitgebiihren die Bestimmungen der Abwasseranlagengebiihrensatzung
der Stadt Magdeburg in der jeweils giiltigen Fassung, die hinsichtlich der Wirksamkeit fiir dieses
Vertragsverhiltnis der Zustimmung der Gemeinde bedarf.



(1)

(2)

(1)

(2)

3)

(4)

Bei einer diesbeziiglichen Satzungsénderung setzt die Stadt Magdeburg die Gemeinde rechtzeitig
in Kenntnis.

Der sich aus der Menge und der analogen Anwendung der Satzungen ergebende Kostenbetrag
wird monatlich oder quartalsweise zur Begleichung iibersandt. Es gilt ein Zahlungsziel von zwei
Wochen als vereinbart. Auf eine spétere Zahlung wird der gesetzliche Zinssatz berechnet.

§3
Haftung

Die Stadt Magdeburg hat eine Betriebshaftpflichtversicherung mit den héchstmdglichen
Deckungssummen beim kommunalen Schadenausgleich (KSA) abgeschlossen. Soweit ein
Schaden nicht durch die Versicherung gedeckt ist, haftet die Stadt Magdeburg gegeniiber der
Gemeinde aus allen Rechtsgriinden, insbesondere hinsichtlich der Verpflichtungen aus dieser
Vereinbarung nur fiir grobe Fahrldssigkeit und Vorsatz. Die Haftung der Stadt Magdeburg fiir
Schiden, die nicht durch die Betriebshaftpflichtversicherung abgedeckt werden, beschriankt
sich fiir die Vertragslaufzeit auf 25 Mio Euro und pro Schadensfall auf 2,5 Mio Euro.
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Die Gemeinde stellt die Stadt Magdeburg fiir Schiden frei, die ihre Ursache in der in ihrem
Zusténdigkeitsbereich liegenden Entsorgung haben.

§ 4
Laufzeit und Kiindigung

Die Zweckvereinbarung lauft bis zum 31.12.2011.

Die Laufzeit der Vereinbarung verléngert sich jeweils um 1 Jahr, wenn die Vereinbarung nicht
durch einen der Beteiligten 6 Monate vor Ablauf der Laufzeit gekiindigt wird.

Haben sich die Verhiltnisse, die fiir die Festsetzung des Vereinbarungsinhaltes maB3gebend gewesen
sind, seit Abschluss der Vereinbarung so wesentlich gedndert, dass einer der Beteiligten das
Festhalten an der urspriinglich vereinbarten Regelung nicht zuzumuten ist, so kann die
benachteiligte Vertragspartei eine Anpassung des Vereinbarungsinhaltes an die geénderten
Verhiltnisse verlangen. Die Beteiligten konnen die Vereinbarung kiindigen, um schwere Nachteile
fiir das Gemeinwohl zu verhiiten oder zu beseitigen.

Die Kiindigung kann nur bis zum 30. Juni fiir das Ende des laufenden Kalenderjahres
ausgesprochen werden. Die Kiindigung bedarf der Schriftform und ist zu begriinden.

Im Falle der Kiindigung der Vereinbarung, insbesondere durch Ablauf der vereinbarten Laufzeit,
regeln die Beteiligten die Abwicklung durch Vertrag. Kommt ein Vertrag innerhalb angemessener
Frist nicht zustande, so trifft die Rechtsaufsichtsbehdrde die erforderlichen Bestimmungen fiir die
Auflésung.



§5
Loyalititsklausel

Beim Abschluss dieser Vereinbarung kdnnen nicht alle Moglichkeiten, die sich aus der kiinftigen
technischen oder wirtschaftlichen Entwicklung oder aus Anderungen von gesetzlichen Bestimmungen
oder sonstigen fiir das Vereinbarungsverhiltnis wesentlichen Umsténden ergeben kdnnen, vorausgesehen
und erschopfend geregelt werden. Die Beteiligten sind sich dariiber einig, dass fiir ihre Zusammenarbeit
die Grundsitze gegenseitiger Loyalitit zu gelten haben. Sie sichern sich gegenseitig zu, die Vereinbarung
in diesem Sinne zu erfiillen und gegebenenfalls kiinftigen Anderungen der Verhiltnisse unter
Heranziehung der allgemeinen Grundsétze von Treu und Glauben Rechnung zu tragen.

§6

Salvatorische Klausel

Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen beriihrt die Wirksamkeit der tibrigen Regelungen dieser
Vereinbarung nicht. Die Beteiligten verpflichten sich, unwirksame Bestimmung durch solche zu ersetzen,
die dem Sinn und Zweck der Vereinbarung rechtlich und wirtschaftlich entsprechen.

Zweckvereinbarung
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§7

Wirksamkeit und Bekanntmachung

Die Vereinbarung wird wirksam mit der Zustimmung beider Gemeindevertretungen, der Unter-
schriftsleistung der Vertreter der Stadt Magdeburg und der Gemeinde sowie nachfolgender
Genehmigung des Regierungsprasidiums gemil3 § 3 Abs. 2 GKG-LSA, soweit die Bestimmungen
tiber die offentliche Bekanntmachung der Zweckvereinbarung geméf § 3 Abs. 4 GKG-LSA erfiillt
sind.

§8
In-Kraft-Treten

Die Zweckvereinbarung tritt mit dem Tage nach ihrer ortsiiblichen Bekanntmachung in Kraft.

Magdeburg, 11. Juni 2002

gez. Dr. Triimper gez. Bergmann



Veroffentlichungsanordnung

Die Bekanntmachung der Zweckvereinbarung zur dezentralen Abwasserbeseitigung zwischen der
Landeshauptstadt Magdeburg und der Gemeinde Hohenwarthe hat geméf § 3 Abs. 4 GKG-LSA im

Amtsblatt fiir die Landeshauptstadt Magdeburg zu erfolgen.

Hiermit ordne ich gemaf3 § 2 Abs. 2 der Satzung iiber die Form der 6ffentlichen Bekanntmachung
der Landeshauptstadt Magdeburg, Amtsblatt Nr. 68/02 vom 11. Juni 2002 die Veroffentlichung an.

Magdeburg, 04.09.2002



gez. Dr. Trumper
Oberbiirgermeister

Amtsblatt der Landeshauptstadt Magdeburg Nr. 82/2002 vom 19.09.2002
Herausgegeben durch:
Landeshauptstadt Magdeburg, - Der Oberbiirgermeister -

Rathaus, Alter Markt 6, 39104 Magdeburg



	Durchführung des Gesetzes über die kommunale Gem
	Laufzeit und Kündigung
	Loyalitätsklausel

